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A 
 

BESCHLUSSANTRAG 
 
1.  

a) Die Entscheidung der Landessynode 2019 über die künftige Ausrichtung 
der Besoldungshöhe am Recht des Bundes (Beschluss 13 der Landessyno-
de 2016) hat die Attraktivität von Pfarrdienst- und Kirchenbeamtenverhält-
nissen auch im Vergleich zu anderen Landeskirchen zu berücksichtigen. 
Dasselbe gilt für eine auf der Landessynode 2019 zu treffende Entscheidung 
über die Wiedereinführung einer generellen Durchstufung von Pfarrerinnen 
und Pfarrern in die Besoldungsgruppe A 14 nach zwölf Dienstjahren. Die 
langfristige finanzielle Sicherung der Versorgung ist zu berücksichtigen. 

b) Für den Fall, dass die Landessynode 2019 die Wiedereinführung der ge-
nerellen Durchstufung von Pfarrerinnen und Pfarrer in die Besoldungsgruppe 
A 14 nach zwölf Dienstjahren beschließt, wird die dafür erforderliche einma-
lige Rückstellung bei der Gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und 
Kirchenbeamte (VKPB) aus den Mitteln, die bei der VKPB als freiwilliger 
Versorgungssicherungsbeitrag eingezahlt wurden (freiwilliger Versorgungs-
sicherungsbeitrag), im Übrigen aus der Versorgungssicherungsumlage fi-
nanziert. 
 
2.  

Die Kriterien für Tätigkeiten, bei denen das Anforderungsprofil einer Pfarr-
stelle mit besonders herausgehobener Funktion gem. § 8 Abs. 8 Satz 1 
AG.BVG-EKD über das einer gemeindlichen oder kreiskirchlichen Pfarrstelle 
hinausgeht, sind zu präzisieren. Die Möglichkeit einer Stellenbewertung für 
Pfarrstellen ist zu prüfen. 
 
3.  

Unabhängig von der Entscheidung zu 1. wird die Kirchenleitung beauftragt, 
weitere Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität von Pfarrdienst- und 
Kirchenbeamtenverhältnissen zu prüfen. Dazu gehören unter anderem 

- die Förderung einer privaten Altersversorgung bei öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnissen zur Kirche 

- die Förderung der Schaffung von Wohneigentum bei Pfarrerinnen und 
Pfarrer 

- die Einführung von Altersgeld gem. §§ 48-55 BVG-EKD. 
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B 
 

BEGRÜNDUNG 
 
Beschlusspunkt zu 1.- Parameter für eine Entscheidung der Landessy-
node 2019 zur grundsätzlichen Ausrichtung der Besoldung und Ver-
sorgung  

a) Die Landessynode 2016 hat mit Beschluss 13 einen Tendenzbeschluss 
gefasst, das Besoldungs- und -versorgungsgesetz der EKD (BVG-EKD) auf 
der Landessynode 2017 zu übernehmen und ein eigenes Ausführungsge-
setz (AG.BVG-EKD) zu erlassen. Die Entwürfe werden der Landessynode 
2017 vorgelegt. Das Ausführungsgesetz ist so ausgestaltet, dass es unter 
Nutzung der Öffnungsklauseln des BVG-EKD zunächst für die Besoldung 
weiter am Recht des Landes Nordrhein-Westfalen anknüpft, während an-
sonsten - besonders für die Versorgung - entsprechend dem BVG-EKD die 
Orientierung am Bundesrecht erfolgt. Die politische Entscheidung, auch das 
Besoldungsniveau am Bundesrecht zu orientieren, soll als Ergebnis eines 
Prüfauftrages erst auf der Landessynode 2019 getroffen werden. Das reine 
Besoldungsniveau nach Bundesrecht liegt in den Besoldungsgruppen des 
höheren Dienstes um ungefähr 5 % über dem Besoldungsniveau des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. Ein Grund für die Verschiebung der Entscheidung 
und den Prüfauftrag ist jedoch, dass es beispielsweise über die Beihilferege-
lungen auch Parameter gibt, in denen Bundesrecht für die Beschäftigten in 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen ungünstiger ist. 

Allerdings sieht Satz 2 von Nr. 2 von Beschluss 13 der Landessynode 2016 
vor, dass in das Ausführungsgesetz Regelungen zu offenen Fragen der Be-
soldung und Versorgung, die insbesondere Beschluss 66 III der Landessy-
node 2011 zu Grunde lagen, aufzunehmen sind.  

Beschluss 66 III ist von der Landessynode 2011 insbesondere in Hinblick auf 
Unterschiede in der Besoldung und Versorgung der Inhaberinnen und Inha-
ber von „normalen“ Pfarrstellen in Kirchengemeinden und Kirchenkreisen 
einerseits und Pfarrstellen mit besonders hervorgehobener Funktion (Funkti-
onspfarrstellen) gefasst worden. Erstere erhalten nach Abschaffung der frü-
her üblichen generellen Durchstufung nach A 14 im Jahre 2008 in der seit 
2011 geltenden Fassung nach 12 Dienstjahren lediglich eine nicht-
ruhegehaltsfähige Zulage, die sich überschlägig am Besoldungsniveau von 
A 14 orientiert, letztere erhalten gem. § 6 Abs. 3 PfBVO ( künftig § 8 Abs. 7 
AG.BVG-EKD) nach pflichtgemäßem Ermessen entweder Grundgehalt nach 
einer höheren Besoldungsgruppe oder eine ruhegehaltsfähige Zulage. Der 
Unterschied liegt somit im Wesentlichen darin, dass sich das erhöhte Besol-
dungsniveau auch auf die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge auswirkt. Darin 
wird auch deshalb eine Gerechtigkeitslücke gesehen, weil der ursprüngliche 
Sinn der Besserstellung darin lag, dass „Funktionspfarrstellen“ in der Regel 
nur zeitlich befristet vergeben worden sind, diese Befristung aber faktisch in 
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vielen Fällen, in Hinblick auf Pfarrstellen der Landeskirche auch rechtlich 
keine Rolle mehr spielt, insofern hat sich auch das Anliegen von Satz 4 von 
Beschluss 66 III. der Landessynode 2011 erledigt. 

Im Zusammenhang mit Satz 2 von Nummer 2 von Beschluss 13 der Lan-
dessynode 2016 ist deshalb die Überlegung aufgekommen, auch für „norma-
le“ Pfarrstellen in Gemeinden und Kirchenkreisen wieder eine Durchstufung 
nach 12 Dienstjahren vorzusehen. Ein zusätzliches Argument dafür ist, dass 
auf diese Weise die Attraktivität des Pfarrberufes allgemein aber auch bezo-
gen auf die Evangelische Kirche im Rheinland im Vergleich zu anderen Lan-
deskirchen gesteigert werden könnte. Aus der beigefügten Umfrage zur 
Pfarrbesoldung innerhalb der EKD ergibt sich, dass die Durchstufung in der 
weit überwiegenden Zahl der „westlichen“ Gliedkirchen der EKD erfolgt und 
zwar auch in den Landeskirchen, in denen sich die Besoldungshöhe am 
Recht des Bundes orientiert. 

Dagegen stehen allerdings finanzielle Bedenken. Diese folgen daraus, dass 
ein höheres Versorgungsniveau auch höhere Versorgungskassenbeiträge 
bedingt. Für die Pfarrerinnen und Pfarrer, die von der Abschaffung der 
Durchstufung seit dem Jahre 2008 betroffen sind, werden seitdem aber le-
diglich Versorgungskassenbeiträge auf der Basis von A 13 entrichtet. Will 
man diesen Personenkreis nicht von dem höheren Versorgungsniveau einer 
Durchstufung ausschließen - und ein solcher Ausschluss erscheint undenk-
bar - müssten bei der Versorgungskasse – Stand 23.3.2016 - einmalige 
Rückstellungen in Höhe von bis zu 33 Millionen Euro gebildet werden, vgl. 
die beigefügte gutachterliche Berechnung der Heubeck AG. 

Es würde aber nicht bei der bezeichneten einmaligen Rückstellung bleiben. 
Vielmehr würden sich die ständigen Versorgungskassenbeiträge für die hö-
here Versorgung um 8,6 % erhöhen. Dabei ist vorausgesetzt, dass die be-
stehenden Versorgungskassenbeiträge an sich konstant bleiben, was aller-
dings in Hinblick auf perspektivische Erwartungen für die Versorgungskasse 
angesichts des bestehenden Zinsniveaus nicht zu erwarten ist. Hier ist mit-
telfristig – unabhängig von den hiesigen Überlegungen - die Möglichkeit von 
erheblichen Steigerungen im Auge zu behalten. 

Danach stellt sich aber auch die Frage nach der Sinnhaftigkeit einer Wieder-
einführung der Durchstufung. Gerade die Sicherung der Versorgung mit fi-
nanzierbaren Aufwendungen war der wesentliche Grund für die Abschaffung 
der Durchstufung. 

Allerdings müssen bei der Abwägung der finanziellen Auswirkungen einer 
Durchstufung auch die absoluten Größenverhältnisse einbezogen werden. 
Dabei muss nicht nur in personalplanerischer, sondern auch in finanzieller 
Hinsicht beachtet werden, dass es in der Zukunft deutlich weniger Pfarrrin-
nen und Pfarrer als heute geben wird. So benennt Beschluss 18 der Lan-
dessynode 2015 bei der Pfarrstellenplanung für das Jahr 2030 eine Zielzahl 
von 1000 „Vollbeschäftigungseinheiten“ (VBE), im Jahre 2015 gab es noch 
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1892 Pfarrerinnen und Pfarrer. Es ist davon auszugehen, dass sich das 
dauerhaft mindernd auf die Aufwendungen auswirken wird. Bei der Abschät-
zung der finanziellen Auswirkungen einer möglichen Durchstufung ist dieser 
Faktor zu berücksichtigen. 

Es gibt aber einen zweiten Grund, der jedenfalls gegen eine sofortige Wie-
dereinführung der Durchstufung spricht. Die Landessynode 2016 hat über 
Beschluss 13 Nr. 3 auch den Prüfauftrag für die Orientierung der Besoldung 
am Bundesrecht erteilt. Sollte dies geschehen, ist - wie beschrieben - von 
einem höheren Besoldungsniveau aus diesem Grunde auszugehen. Dieser 
Effekt würde sich aber für den Fall einer Wiedereinführung der Durchstufung 
zusätzlich sowohl auf das Versorgungsniveau als auch auf die dafür entste-
henden finanziellen Aufwendungen für die Versorgung auswirken. Das ist 
vom Niveau aber jedenfalls dann erheblich, wenn die Besoldung wie ange-
deutet nach Bundesrecht um etwa 5 % über der gegenwärtigen am Recht 
des Landes Nordrhein-Westfalen orientierten Besoldung liegt. 

Dazu kommt, dass in Hinblick auf einen Beschluss der Landessynode 2019 
auch andere Grundfragen wie das Beihilferecht und - hier einschlägig - die 
grundsätzliche Ausgestaltung der Versorgung zu prüfen sind. Auch hier wird 
die Entwicklung der Personalzahlen eine wichtige Rolle spielen. 

Aus diesen Gründen erscheint es aber angebracht -  entsprechend dem 
Vorschlag aus dem Ständigen Innerkirchlichen Ausschuss vom 28. April 
2016 - die Frage einer möglichen Durchstufung in die Gesamtbetrachtung 
des Prüfauftrages in Hinblick auf die Landessynode 2019 einzubeziehen, in 
diesem Sinne versteht sich der Beschlusspunkt zu 1. 
 
b) Die Entscheidung über die Frage einer generellen Durchstufung von Pfar-
rerinnen und Pfarrern nach 13 Dienstjahren ist über den Beschlussteil a) auf 
die Landessynode 2019 vertagt worden. Entscheidungserheblich soll hier 
laut a) das Gesamtgefüge der Pfarrbesoldung auch vor dem Hintergrund 
einer Entscheidung zum Thema Bundes- oder Landesbesoldung sein. Dabei 
ist bewusst, dass eine solche Entscheidung nicht nur zu höheren Versor-
gungskassenbeiträgen führen würde, sondern auch für die Pfarrerinnen und 
Pfarrer, für die seit 2008 nur ein Versorgungskassenbeitrag nach A 13 ge-
leistet wird, eine einmalige Rückstellung bei der VKPB zu leisten wäre. Um 
die Option der Durchstufung zu sichern, ist in der Arbeitsgruppe und im 
Ständigen Innerkirchlichen Ausschuss angeregt worden, bereits jetzt Wege 
aufzuzeigen, über die eine Finanzierung dieser Rückstellung gewährleistet 
ist. Dies soll aus den Mitteln geschehen, die bei der VKPB als freiwilliger 
Versorgungssicherungsbeitrag eingezahlt werden. Das Beitragsdepot der 
EKiR beträgt hier (Stand 31.10.2016) 61,07 Millionen Euro. Nur für den Fall 
dass der erforderliche Betrag - der 2019 höher sein wird als die für eine Um-
stellung 2017 erforderlichen bis zu 33 Millionen Euro - daraus nicht gedeckt 
werden könnte, wären die zusätzlichen Mittel aus der Versorgungssiche-
rungsumlage aufzubringen. 



 
 
 

6 

 
Beschlusspunkt zu 2 – Bearbeitung von Beschluss 66 III der Landes-
synode 2011 

Die Frage einer generellen Durchstufung ist aber nur ein Aspekt von Be-
schluss 66 III der Landessynode 2011. Kernpunkt dieses Beschlusses ist die 
Ungleichbehandlung zwischen den Inhaberinnen und Inhabern von „norma-
len“ Pfarrstellen und Pfarrstellen mit besonders hervorgehobener Funktion 
(Funktionspfarrstellen) gem. § 6 Abs 3 PfBVO , die wie eingangs beschrie-
ben zu einer höheren Besoldung - ruhegehaltsfähig - führen. Hier stellt sich 
die Frage nach der Rechtfertigung, zumal das Argument der nur befristeten 
Übertragung dieser Pfarrstellen - wie aufgezeigt - weitgehend entfallen ist.  

Eine höhere Besoldung und/oder Versorgung lässt sich mit höheren Anfor-
derungen rechtfertigen. Einen ersten Schritt in diese Richtung hat die Lan-
dessynode 2015 durch die Neufassung von § 6 Abs. 3 PfBVO, unternom-
men. Nach dessen neuen Satz 2 - künftig § 8 Abs. 8 AG.BVG-EKD - ist Vo-
raussetzung, dass Tätigkeiten wahrgenommen werden, „die erheblich über 
das Anforderungsprofil einer gemeindlichen und kreiskirchlichen Pfarrstelle 
hinausgehen“. Um diese Regelung mit Leben zu erfüllen, wäre an Kriterien 
weiterzuarbeiten, die dieses erhöhte Anforderungsprofil belegen. In Hinblick 
auf die Stellen von Beamtinnen und Beamten geschieht dies über eine Be-
wertung in einem analytischen Stellenbewertungsverfahren. Es stellt sich 
allerdings die Frage, ob sich das auf Pfarrstellen übertragen lässt. Das ist 
nach gründlicher Prüfung im Vorfeld der Beschlüsse der Landessynode 
2011 jedenfalls für „normale“ Gemeindepfarrstellen mit dem Hinweis auf das 
besondere Gepräge des Pfarrdienstes abgelehnt worden. Es stellt sich je-
doch die Frage, ob das in gleicher Weise für Funktionspfarrstellen gilt. Diese 
umfassen häufig in einem erheblichen Umfang auch administrative Aufga-
ben, die - von ihrem reinen Gepräge her – auch von Angehörigen anderer 
Berufsgruppen wahrgenommen werden können. Bezogen auf die Landeskir-
che hat dies bereits dazu geführt, dass die Dienstverhältnisse zahlreicher 
Landespfarrerinnen und Landespfarrer im Landeskirchenamt zum 1. August 
2016 in Kirchenbeamtenverhältnisse überführt worden sind und die Möglich-
keit einer analytischen Stellenbewertung - grundsätzlich unabhängig vom 
Rechtsstatus -  eröffnet worden ist. 

Es wäre deshalb die Übertragung dieser Grundsätze auch auf sonstige 
Pfarrstellen zu überprüfen. Dabei sollte sich die Überprüfung nicht von vorn-
herein auf Funktionspfarrstellen beschränken. Das zum einen weil es auch 
Funktionspfarrstellen gibt, die durch Tätigkeiten im Predigtdienst und in der 
Seelsorge geprägt sind. Zum anderen sollte noch einmal erwogen werden, 
ob es jenseits der Kriterien, die der an Beamtenverhältnissen orientierten 
analytischen Stellenbewertung zugrunde liegen, andere Methoden der Stel-
lenbewertung gibt und ob sich diese Kriterien dann auch auf Gemeindepfarr-
stellen anwenden lassen. 
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Das auch aus folgendem Grund: Die Beschränkung der Bewertung auf 
Funktionspfarrstellen hätte auch den Effekt, dass eine höhere Bewertung nur 
für diese Funktionspfarrstellen in Frage kommen würde. Das würde aber in 
finanzieller Hinsicht die Attraktivität von Gemeindepfarrstellen gegenüber 
Funktionspfarrstellen beeinträchtigen. 

Unabhängig davon wäre in Hinblick auf die Intention von Beschluss 66 III der 
Landessynode 2011 – Beseitigung von systemischen Widersprüchen in der 
Besoldung und Versorgung - auch zu prüfen, inwieweit Zulagen für die 
Wahrnehmung von Funktionspfarrstellen oder die Wahrnehmung von be-
sonderen Funktionen ruhegehaltsfähig auszugestalten sind. 
 
Attraktivität des Pfarrberufs 

Beschlusspunkt 2. geht auf den Kern der Anfragen ein, die den Hintergrund 
für Beschluss 66 III. der Landessynode 2011 und Beschluss 13 der Lande-
synode 2016, dort unter Beschlusspunkt 2. Satz 2, bilden. Es geht um die 
Stimmigkeit eines Gefüges der Besoldung und Versorgung, das Unterschie-
de zwischen den Inhaberinnen und Inhabern unterschiedlicher Pfarrstellen 
macht. Diese Stimmigkeit ist in Zusammenhang mit dem Wegfall der Durch-
stufung bei den „normalen“ Pfarrstellen angefragt worden. 

Hinter beiden Beschlüssen steht aber auch die Anfrage nach der Attraktivität 
des Pfarrberufs. Dafür ist das Niveau von Besoldung und Versorgung zwar 
nicht der einzige aber ein wichtiger Parameter. Dieser Punkt wird in Zusam-
menhang mit Entscheidung der Landessynode 2019 über die künftige Aus-
richtung der Besoldung und Versorgung, der auch die Frage der Durchstu-
fung klären wird, bearbeitet. 

Die Frage der Attraktivität des Pfarrberufs bemisst sich aber nicht nur an 
diesen Punkten. Es gibt auch andere Aspekte, vgl. u.a. den Protokollbuch-
auszug des Ständigen Innerkirchlichen Ausschusses vom 28. April 2016. 
Dabei geht es u.a. um die Frage der Gestaltung der Arbeitszeit und die Ver-
pflichtung zum Bewohnen einer Dienstwohnung bzw. der Förderung von 
Wohneigentum, den gleitenden Übergang in den Ruhestand etc. Diese Fra-
gen werden bereits gegenwärtig in anderen Zusammenhängen bearbeitet 
und es wird ein Verfahren entwickelt werden müssen, wie diese Aspekte mit 
den auf der Landessynode 2019 anstehenden grundlegenden Entscheidun-
gen verknüpft werden. 
 
Beschlusspunkt zu 3. 

Mit dem Beschlusspunkt zu 3. werden hier nur Punkte aufgegriffen, die sich 
im engeren Sinne der Besoldung und Versorgung im Zusammenhang mit 
der finanziellen Sicherung im Alter zuordnen lassen, das sind die Förderung 
der privaten Altersvorsorge auch bei öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis-
sen, die der Schaffung von Wohneigentum von Pfarrerinnen und Pfarrern 
und die Einführung des Altersgeldes. Mit der Eingangsbemerkung zu dem 
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Beschlusspunkt zu 3. soll allerdings klargestellt werden, dass diese Maß-
nahmen nicht der Kompensation in Hinblick auf negative Entscheidung zur 
Durchstufung dienen. 

Die Aufzählung erfolgt beispielhaft, Wechselwirkungen zu anderen Überle-
gungen - beispielsweise die Frage der Verpflichtung zum Bewohnen einer 
Dienstwohnung in Zusammenhang mit der Förderung von Wohneigentum - 
sind einzubeziehen. 
 
Förderung der privaten Altersvorsorge 

Die Anregung zur verstärkten Förderung der privaten Altersvorsorge kommt 
aus der Diskussion im Innerkirchlichen Ausschuss und ist in der Anhörung 
zum BVG-EKD von den Interessenverbänden begrüßt worden. Dabei ist ge-
rade an diesem Punkt Wert darauf zu legen, dass ein privates Standbein der 
Alterssicherung nicht Entwicklungen im Bereich der Versorgung kompensie-
ren kann. Angesichts von Unwägbarkeiten in Hinblick auf die Versorgung, 
die kirchliche mit staatlichen Körperschaften teilen, sollten aber ähnlich wie 
bei privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen die ergänzenden Möglichkeiten 
eines privaten Standbeins der Alterssicherung auch öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnissen zur Kirche zugutekommen, zumal wenn sie steuerlich 
gefördert werden. 

Die Möglichkeiten der privaten Altersvorsorge sind in Hinblick auf die privat-
rechtlich ausgestalteten Arbeitsverhältnisse entwickelt worden. Sie spielen 
seit den Jahren 2000/2001 eine besondere Rolle, weil zu diesem Zeitpunkt 
die Eckwerte für das Nettorentenniveau in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung von 70% auf 67% abgesenkt wurden. 

Dabei gibt es zwei Modelle:  

Bei der sog. „Riesterrente“ schließt die oder der Beschäftigte einen privaten 
Rentenversicherungsvertrag ab. Die dazu aufgewendeten Beiträge sind 
gem. §§ 10a, 79 ff (82). EStG dadurch begünstigt, dass sie in Höhe von bis 
zu 2.100 € als Sonderausgaben steuerlich absetzbar sind. Diese Möglichkeit 
ist gem. § 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 auch für Besoldungsempfängerinnen und 
Besoldungsempfänger, somit für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse zur 
Kirche, eröffnet. 

Das zweite Modell ist die sog. Direktversicherung. Diese besteht darin, dass 
der Dienstherr in Gestalt eines Vertrages zugunsten Dritter mit einem Versi-
cherungsunternehmen eine Lebensversicherung auf das Leben der Mitarbei-
terin oder des Mitarbeiters abschließt und die Mitarbeiterin oder der Mitarbei-
ter hinsichtlich der Leistung aus dieser Versicherung ganz oder teilweise be-
zugsberechtigt ist, § 1b Abs. 2 Satz 1 BetrAVG. Die Beiträge für die Lebens-
versicherung werden vom Arbeitgeber aus dessen Entgelt entrichtet. Sie un-
terfallen gem. § 3.63 EStG nicht der Steuerpflicht, in Hinblick auf die Steuer-
pflicht der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters ergibt sich gem. § 40b Abs. 1 
EStG lediglich ein Pauschalbetrag in Höhe von 20 % der Zuwendungen. 
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Damit stellt sich die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter bei der Direktversiche-
rung steuerlich jedenfalls in der Ansparphase besser als bei den Riester-
Modellen.  

Es ist aber streitig, ob dieses Modell auch in Hinblick auf öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse möglich ist. Steuerrechtlich erscheint das weniger be-
denklich, weil die maßgeblichen steuerrechtlichen Regelungen in gleicher 
Weise für private Arbeitsverhältnisse wie für öffentlich-rechtliche Dienstver-
hältnisse gelten. 

Teilweise wird aber das Argument eingebracht, bei der Direktversicherung 
handele es sich um einen im Sinne von § 2 Abs. 3 BBesG unzulässigen Be-
soldungsverzicht. Dem ist entgegenzuhalten, dass die für Entgeltumwand-
lung aufgewendeten über die  Beträge für die Direktversicherung im Alter 
ausschließlich der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter zugutekommen.  

Besonders umstritten ist die Frage, ob die maßgeblichen Vorschriften des 
BetrAVG so auf öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse zur Kirche anwend-
bar sind. § 17 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG benennt als Anwendungsbereich zu-
nächst nur klassische Arbeits- und Berufsausbildungsverhältnisse. Satz 2 
erstreckt den Anwendungsbereich auch auf sonstige Personen, denen Leis-
tungen u.a. aus der Altersversorgung aus Anlass ihrer Tätigkeit zugesagt 
sind. Zwar werden öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse hier nicht aus-
drücklich erwähnt, der o.a. Tatbestand trifft aber auch aus diese zu. Aus-
drücklich auf in der gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherte ist in 
§ 17 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG lediglich der Anspruch auf Entgeltumwandlung 
in Höhe von bis zu 4 vom Hundert der jeweiligen Beitragsbemessungsgren-
ze beschränkt. 

Staatliche Körperschaften machen von einer Direktversicherung in dem be-
schriebenen Sinn für ihre Beamtinnen und Beamte keinen Gebrauch. Im 
kirchlichen Bereich ist die Zulässigkeit sehr umstritten, es gibt hierzu ein 
Gutachten des Kirchenrechtlichen Instituts der EKD aus dem Jahre 1983, 
das zu dem Schluss kommt, dass eine Direktversicherung in Hinblick auf 
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse zur Kirche unzulässig sei. Ungeach-
tet dessen lassen bereits seit dieser Zeit einige Landeskirchen, von Anfang 
an Hessen Nassau, in neuerer Zeit aber auch Hannover und andere Kirchen 
der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen die Entgeltum-
wandlung zu. Zu diesem Zweck hat die Evangelische Kirche in Deutschland 
Rahmenvereinbarungen mit Versicherungsunternehmen abgeschlossen, 
denen sich die Landeskirchen anschließen können. 
 
Umsetzung in der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Mit der Eingangsbemerkung sollten alle Möglichkeiten eines ergänzenden 
privaten Standbeins der Alterssicherung auch für öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse ermöglicht werden. Das gilt umso mehr als sie steuerlich 
gefördert werden. Das können wie bisher schon Riester-Modelle sein, es 
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sollten aber auch Modelle einer Direktversicherung ermöglicht werden. Die 
oben darstellten rechtlichen Aspekte legen hier aber zuvor eine gründliche 
Prüfung nahe. 

Bei der Umsetzung sollte aber auch darauf geachtet werden, dass die ent-
sprechenden „Produkte“ wirklich ihren Nutzen als Ergänzung der Alterssi-
cherung erfüllen, was in der Vergangenheit nicht immer der Fall gewesen ist. 
Auch auf die Auswahl der anzubietenden Modelle ist deshalb noch einige 
Sorgfalt anzuwenden. Aus diesem Grunde enthält der Beschlusspunkt zu 3. 
hier zunächst einen Prüfauftrag. 
 
Förderung der Schaffung von Wohneigentum 

Viele Pfarrerinnen und Pfarrer investieren aufgrund der Pflicht zum Bewoh-
nen einer Dienstwohnung verbunden mit der Residenzpflicht nicht in Eigen-
tum, obwohl dies sowohl zur Schaffung eines Wohnsitzes im Ruhestand als 
auch zur Vermögensanlage durchaus in ihrem Interesse läge. Damit entge-
hen ihnen u.a. staatliche Förderungen und Steuervorteile. Aus diesem 
Grund entstand bereits im Vorfeld der Landessynode 2011 die Überlegung, 
für jede Pfarrerin und jeden Pfarrer, die oder der eine Dienstwohnung be-
wohnt, zusätzlich zu den regelmäßigen Bezügen eine Pauschale von z.B. 
100 € brutto (bei Vollbeschäftigung) in einen landeskirchlichen Fonds einzu-
zahlen. Der daraus erwirtschaftete Betrag würde der Pfarrerin oder dem 
Pfarrer bei Eintritt bzw. Versetzung in den Ruhestand, oder auf Antrag be-
reits zu einem früheren Zeitpunkt (z.B. bis zu fünf Jahre vor Beginn des Ru-
hestands) zum Erwerb von Eigentum ausgezahlt. Eine andere Verwendung 
des Betrages wäre zulässig. Neben den benannten Effekten der Schaffung 
eines Wohnsitzes und eines aktiven Beitrags zur Alterssicherung könnte auf 
diese Weise auch die Akzeptanz des Bewohnens einer Dienstwohnung er-
höht werden. 
 
Altersgeld 

Die Anregung zur Ermöglichung von Altersgeld stammt aus den Stellung-
nahmen der Interessenvertretungen zum AG.BVG-EKD. 

Der Anwendungsbereich von Altersgeld ist bei vorzeitigem Ausscheiden aus 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis gegeben. Grundlage sind die 
Altersgeldgesetze des Bundes und einiger Bundesländer, z.B. Niedersach-
sen. Das Land Nordrhein-Westfalen hat keine Altersgeldregelung. 

Das Altersgeld stellt für den Fall eines vorzeitigen Ausscheidens aus dem 
Dienstverhältnis eine Alternative zur ansonsten erfolgenden Nachversiche-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung dar.  

Der Anspruch auf Zahlung des Altersgeldes entsteht ab dem Zeitpunkt einer 
ansonsten regulären Ruhestandsversetzung. Die Höhe des Altersgeldes 
entspricht – entsprechend der Höhe eines Ruhegehaltes 1,79 vom Hundert 
für jedes altersgeldfähige Dienstjahr, maximal 71,75 vom Hundert. Von die-
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sen Beträgen wird allerdings ein pauschaler Abschlag in Höhe von 15% er-
hoben, Zielsetzung ist es hier, keinen übermäßigen Anreiz zu schaffen, ein 
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis vorzeitig zu beenden. 

Das Altersgeld ist nicht Teil der Alimentation, in Zusammenhang mit seiner 
Gewährung entstehen keine Beilhilfeansprüche. 

Der Grund warum seitens der Interessenverbände die Einführung des Al-
tersgeldes angeregt wird, besteht in der Schließung einer Gerechtigkeitslü-
cke. Bei der ansonsten fälligen Nachversicherung ergeben sich Ansprüche 
nur nach rentenversicherungsrechtlichen Gesichtspunkten. Darin bilden sich 
aber nicht die Elemente der Zusatzversorgung ab, da sich diese bei Ange-
stelltenverhältnissen gegen den Arbeitgeber richten. Die Zusatzversorgung 
dient bei dem kirchlichen Arbeitgeber aber gerade dazu, das Niveau der Be-
züge nach Verrentung dem Ruhegehaltsniveau von öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnissen anzugleichen. Das würde durch die Zahlung von Alters-
geld erreicht werden. 
 

Anlagen zur Vorlage 

Begleitbeschluss der Landessynode 2017 zur Übernahme des Besol-
dungs- und Versorgungsgesetzes der EKD 

Als Anlage werden hier die Beschlusstexte von Beschluss 13 der Landessy-
node 2016 und Beschluss 66 der Landessynode 2011 wiedergegeben. So-
fern sich der Begleitbeschluss und seine Begründung auf die Verhandlungen 
der Ständigen Ausschüsse und Stellungnahmen von Interessenvertretungen 
beziehen, sind diese in der Drucksache zum Gesetzesbeschluss zum Be-
soldungs- und Versorgungsrecht (KG-BVG) wiedergegeben. 
 
Auszug aus dem Protokoll der Landessynode 2016 

Beschluss 13: 

1. Die Kirchenleitung wird beauftragt, der Landessynode 2017 einen Be-
schlussantrag vorzulegen, über den das Kirchengesetz über die Besoldung 
und Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche in Deutschland (Besol-
dungs- und Versorgungsgesetz der EKD - BVG-EKD) durch Zustimmung 
gemäß Art. 10a Abs. 2 der Grundordnung der EKD zum 1. April 2017 für den 
Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland in Kraft gesetzt werden 
kann. 

2. Die Kirchenleitung wird beauftragt, zeitgleich den Entwurf für ein Kirchen-
gesetz zur Ausführung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD 
vorzulegen, das zunächst die Öffnungsklauseln des BVG-EKD im Sinne des 
Rechts der Beamtinnen und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen aus-
füllt, im Übrigen aber die Vorgaben des BVG-EKD umsetzt. 
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In das Ausführungsgesetz sind Regelungen zu offenen Fragen der Besol-
dung und Versorgung, die insbesondere Beschluss 66 III. der Landessynode 
2011 zu Grunde liegen, aufzunehmen. 

3. Der Kirchenleitung wird ein auf drei Jahre angelegter Prüfauftrag erteilt, 
der eine Entscheidung der Landessynode 2019 über die Frage vorbereitet, 
ob die Besoldung und Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer und Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten künftig im Sinne des Besoldungs- und 
Versorgungsgesetzes der EKD vollständig am Recht des Bundes zu orien-
tieren ist. Das schließt - in Bearbeitung von Beschluss 17 der Landessynode 
2015 - Entscheidungen über die Ausgestaltung des Beihilferechts ein. 

4. Zu den Beschlusspunkten 1.-3. werden ein gemeinsames Vorgehen und 
gemeinsame Regelungen mit der Evangelischen Kirche von Westfalen und 
der Lippischen Landeskirche angestrebt. 

(Mit Mehrheit bei zwei Enthaltungen) 
 
Auszug aus dem Protokoll der Landessynode 2011 

Beschluss 66: 

I. Das Kirchengesetz zur Neuordnung des Besoldungs- und Versorgungsni-
veaus in der Evangelischen Kirche im Rheinland wird in der in erster Lesung 
festgestellten Fassung mit folgender Änderung in zweiter Lesung beschlos-
sen: 

In Artikel 7 wird folgender Absatz 7 angefügt:  

„(7)Die durch die Artikel 3, 4 und 5 dieses Gesetzes geänderten Verord-
nungen können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes nach Maßgabe 
der ursprünglichen Ermächtigungsgrundlage geändert werden.“ 

II. Die im Rahmen der analytischen Stellenbewertung zu bildenden Größen-
klassen werden so gewählt, dass die Besoldung der Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten die Besoldung der Superintendentinnen und Superinten-
denten nicht übersteigt. 

III. Der Landessynode ist bewusst, dass das vorgelegte Gefüge u. a. bei den 
Versorgungsbezügen systemische Widersprüche enthält. 

Sie beauftragt die Kirchenleitung, bei der Weiterentwicklung der Regelungen 
für Besoldung und Versorgung die Fragen, die sich aus diesen Widersprü-
chen ergeben, zu bearbeiten. Ferner sollte geprüft werden, in wieweit sich 
neue Verfahrenswege für die Festlegung der Besoldung und Versorgung 
entwickeln lassen. 

Die Anregungen aus den Synodalausschüssen werden dabei aufgenommen. 

In die Überprüfung soll auch die Frage einbezogen werden, ob an der Re-
gelbefristung für bestimmte landeskirchliche Pfarrstellen auf Dauer festge-
halten werden soll. 
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Der Landessynode ist 2012 Bericht zu erstatten. 

IV. Der Antrag der Kreissynode Saar-West an die Landessynode betr. Be-
soldungsniveau der Pfarrerinnen und Pfarrer (Beschluss 4.37 der LS 2010) 
ist damit erledigt. 

V. Der Antrag der Kreissynode Wetzlar an die Landessynode betr. Solidarität 
im pastoralen Dienst (Beschluss 4.28 der LS 2009) ist damit abgelehnt. 

(Einstimmig) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vorschlag der Kirchenleitung: 

 

Überweisung an den Ausschuss für Kirchenordnung und Rechtsfragen (II) - federführend- , den Inner-
kirchlichen Ausschuss (IV) und den Finanzausschuss (VI) 
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Umfrage Pfarrbesoldung 

Kirche Verweis 
auf 
Bund/Land 
welches? 

Ggf. 
Be-
mes-
sungssatz 

Bes. Gr. im 
Probe-
dienst 

Beginn mit welcher Er-
fahrungsstufe von wie 
vielen? 

Durchstufung nach A 14 

Ja/nei
n 

Wie viel Jahre 
nach Beginn des 
Probedienstes 

Anhalt Bund 90 % seit 
1.12.2016 

A 13 1 von 8 nein  

Baden Bund 98% ab 
1.7.2016 

A 13 1 von 8 
Begonnen wird im Prinzip 
mit der 1. Erfahrungsstu-
fe, da wir aber mindes-
tens 3 Jahre Vordienstzei-
ten anrechnen (1 J Studi-
um, 2 J Lehrvikariat) star-
tet das stets in Stufe 2. 

ja mit der 7. Stufe 

Bayern Bayern  A 13 4 von 11 Stufen 
= erste mit einem Wert 
belegte Stufe nach dem 
neuen Dienstrecht Bayer 

ja 14 

Berlin-
Brandenburg-
schlesisches 
Oberlausitz 

Bund 92 % seit 
1.8.2015 

A 13 1 von 8 nein  

Braunschweig Nieder-
sachsen 

 A 13 Stufe 5 ja ab der 12. Dienst-
altersstufe (ab ca. 
53 Jahre) 

Bremen Bund (ab 
1.1.2016) 

 A 13 1 von 8 ja Stufe 8, also nach 
23 Jahren 

Hannover Nieder-
sachsen 

 A 13 5 von 12 ja im Regelfall mit 
Beginn des 53. 
Lebensjahres und 
damit ca. nach 23 
Jahren nach Be-
ginn des Probe-
dienstes 

Hessen Nassau Bund  A 13 1 von 8 ja 13 

Kurhessen-
Waldeck 

Bund  A 13 1 von 8 ja 13 

Lippe NRW  A 13 5 von 12 nein  

Mitteldeutsch-
land 

Bund 90 % seit 
1.12.2015 

A 13 1 von 8 nein  

Nordkirche       

Oldenburg       

Pfalz Rheinland-
Pfalz 

 A 13 4 von 12 ja nach 17 Dienstjah-
ren 

Evangelisch-
reformierte 
Kirche 
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Rheinland NRW  90% von A 
13 

5 von 12 nein Nicht ruhegehalts-
fähige Zulage, die 
sich an A 14 orien-
tiert, nach zwölf 
Jahren im Lebens-
zeitverhältnis 

Sachsen Sachsen 95 % A 13 3 von 12 nein  

Schaumburg-
Lippe 

      

Westfalen  NRW  A 12 A 12 beginnt in der Stufe 
4 und geht bis Stufe 
12. Pfarrer/-innen wer-
den Erfahrungszeiten wie 
den Landesbeamten an-
gerechnet. (Zzgl. beson-
derer kirchlicher Zeiten) 
Sie werden immer eine 
Erfahrungsstufe über der 
Stufe eingestuft, in die sie 
nach staatlichem Recht 
eingestuft würden. Das 
heißt sie werden mindes-
tens in Stufe 5 (die 2. 
mögliche Stufe) einge-
stuft. Eine höhere Einstu-
fung ist beim Vorliegen 
von Erfahrungszeiten 
möglich. 

nein  

Württemberg Württem-
berg 

 96% aus A 
13 (um 4 % 
abgesengte 
Eingangs-
besoldung, 
im Gegen-
satz zum 
Land Ba-
Wü, dort 
wird im 
h.D. derzeit 
um 8 % 
abgesengt) 

5 von 12 ja, 1 Unabhängig hier-
von wird erst im 
ständigen Dienst, 
dann aber jeweils 
ab der 9. Stufe 
(früher 11. Stufe) 
die stellenent-
sprechende Be-
soldung bezahlt. 
Ab Bewertung der 
Stelle nach P 3 
oder höher wird 
vor der entspre-
chenden Durch-
stufung eine Zula-
ge zu P 1/A13 
gezahlt. 

 

                                         
1
 aber nur falls die Pfarrstelle auch entsprechend (P2/A14) bewertet ist – im Falle einer höheren Bewertung 

ist auch eine Durchstufung nach P 3 (Zwischenbesoldung zwischen A 14 und 15), P4/A 15 oder P5/A 16 mög-
lich. 
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